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Als Aufnahmeland für Flüchtlinge

hat sich Ungarn nie verstanden.

Das ist nicht erst so, seit die rechte Re -

gierung des Premiers Viktor Orbán am

Ruder ist. Die allerdings hat sich, nach-

dem die Zahl der Asylsuchenden in Un-

garn seit September 2014 in die Höhe

geschnellt ist, des Themas in der ihr eige-

nen Art angenommen. Sie plane Maß-

nahmen, die den Rechtsstaat weiter aus-

höhlen würden, so das ungarische Hel-

sinki-Komitee, das Rechtsberatung für

tausende von Asylsuchenden anbietet.

2014: ZEHNTAUSENDE 
FLÜCHTEN ÜBER UNGARN 

Mit mehr als 42.000 Asylanträgen, die im

Jahr 2014 registriert wurden, hat sich die

Zahl der Asylsuchenden von 2012 bis

2014 verzwanzigfacht. Der Trend ging 

in den ersten Monaten des Jahres 2015

weiter. Das Helsinki-Komitee hat ver-

sucht, die komplexen Ursachen aus den

Gesprächen und Erfahrungen mit an-

kommenden Flüchtlingen herauszufil-

tern. Es handele sich bei der hohen 

Zahl kosovarischer Asylsuchender um

die Folgen extremer Armut und Korrup -

tion, weiter trieben die problematische

Sicherheitssituation in Afghanistan und

die bewaffneten Konflikte in Syrien und

im Irak Menschen in großer Zahl außer

Landes. Ein weiterer Grund für die Zu-

nahme der Zahlen Asylsuchender in Un-

garn sei das weitgehende Versagen des

griechischen, serbischen und mazedoni-

schen Asylsystems sowie schwerwiegen-

de Mängel in Bulgarien. Im Februar 2015

war die Zahl afghanischer und syrischer

Asylantragsteller erstmals größer als die

aus dem Kosovo.

80 Prozent der Asylsuchenden verlassen

Ungarn innerhalb von zehn Tagen nach

Asylantragstellung. Sie wissen: In Ungarn

gibt es bislang kaum migrantische Com-

munities, keine Chancen auf dem Arbeits-

markt und kein Wohlfahrtssystem. Schon

das sind Gründe für die Weiterflucht. Das

Helsinki-Komitee weist jedoch auch da-

rauf hin, dass es die systemischen Män-

gel des ungarischen Asylsystems sind,

die diese Weiterfluchtbewegung her -

beiführen. Ungarn verfolgt eine Politik

der strikten Inhaftierung, auch für an-

kommende Asyl erstantragsteller. Im Jah-

re 2014 wurden zehn Prozent aller Asyl -

suchenden zum Teil für längere Zeiträu-

me inhaftiert. Zu manchen Zeiten waren

30 bis 40 Prozent der erwachsenen Asyl-

suchenden in Haft.

Auf der Suche nach Schutz inmitten eines zynischen Abschottungs-

spiels der europäischen Staaten landen immer mehr Flüchtlinge 

in Ungarn. Doch das südeuropäische Land und seine rechtspopulisti-

sche Regierung reagieren ungerührt und geben vor allem ein Ziel 

aus: Die Abschreckung.

Kalte Herberge Ungarn
DIE ORBÁN-REGIERUNG PLANT DIE VERSCHÄRFUNG 

IHRER FLÜCHTLINGSFEINDLICHEN MAßNAHMEN 
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Wo Asylsuchende nicht inhaftiert wer-

den, werden sie in großen Aufnahme-

zentren untergebracht. Dort gibt es von

staatlicher Seite weder eine psycho-

 soziale Versorgung noch überhaupt eine

Betreuung besonders schutzbedürftiger

Personen. Rechtsberatung und psycho-

therapeutische Hilfe im Einzelfall ist kom-

plett von den Aktivitäten von Nichtregie-

rungsorganisationen abhängig, die über

keine ausreichenden Mittel verfügen.

KEINE CHANCE FÜR 
ANERKANNTE FLÜCHTLINGE 

Die Anerkennungsquoten in Ungarn sind

im europäischen Vergleich sehr niedrig.

Wer anerkannt ist, sieht sich mit unüber-

windlichen Schwierigkeiten der Inte -

gration in die ungarische Gesellschaft

konfrontiert. Flüchtlinge müssen einen

Integrationsvertrag mit ihren Lokalbe-

hörden schließen und dort regelmäßig

vor sprechen, um überhaupt eine Form

von  Unterstützung zu unterhalten. In die-

sem Pro zess stellt der Staat keine Dol-

metscher zur Verfügung – für die als eine

der schwierigsten Sprachen der Welt gel-

tende ungarische Sprache. Sprachkur-

se für Flüchtlinge gibt es nicht. So ist es

häufig gar nicht möglich, dass Flüchtlin-

ge und Sachbearbeiter sich in irgendei-

ner Weise verständigen. Eine Familienzu-

sammenführung für anerkannte Flücht-

linge scheitert an vielen rechtlichen und

praktischen Schwierigkeiten. Für diejeni-

gen, die einen sogenannten subsidiären

Schutz erhalten haben, ist sie rechtlich

ausgeschlossen.

Der »Ausländer«-Anteil an der Bevölke-

rung in Ungarn beträgt nur 1,4 Prozent,

von denen 75 Prozent aus europäischen

Staaten kommen. Nach Schätzungen  le -

ben ganze 3.000 anerkannte Flüchtlinge

oder Personen im subsidiären Schutz in

Ungarn. Trotz (oder wegen) dieser  ver -

schwindend geringen Zahlen, so das un-

garische Helsinki-Komitee, gehört die

ungarische Gesellschaft nach Meinungs-

umfragen zu den fremdenfeindlichsten

innerhalb der EU. Und die Orbán-Regie-

rung steht ganz an der Spitze. Ausge-

hend von dem extrem schlechten Niveau

plant man noch weitere Verschlechte-

rungen. Künftig sollen alle »irregulären

Migranten« sofort inhaftiert und mög-

lichst umgehend abgeschoben werden.

Unter »irreguläre Migranten« werden

auch Asylsuchende verstanden, die als

»Lebensunterhaltsflüchtlinge« adressiert

werden. Für sie soll ein beschleunigtes

Asylverfahren mit einer abschließenden

Entscheidung binnen weniger Tage ein-

geführt werden. Um zu überleben, sollen

sie arbeiten dürfen, was liberal klingt,

aber im Umkehrschluss wohl den Emp-

fang sozialer Leistungen aus- und For-

men der Zwangsarbeit einschließt.

ABSCHRECKUNG MIT ALLEN
MITTELN

Deutlich wird: Ungarn folgt in einigen

Teilen dem deutschen und österreichi -

schen Vorbild und verschärft es noch.

Dies hat Premierminister Viktor Orbán 

in einem Interview am 13. Februar 2015

auch betont und darauf hingewiesen,

dass die Österreicher und die Deutschen

»irreguläre Migration« künftig nicht mehr

tolerieren würden. Dann würden Flücht-

linge in Ungarn stranden. Mit Haft, Ab-

schiebung und Arbeitszwang müsse man

sie abschrecken. Orbán verband dies 

mit einer Generalkritik am europäischen

Recht: »EU-Richtlinien sind unvernünftig

und provozieren Missbrauch.« Die Verlet-

zung europäischen Rechts wird nicht nur

in Kauf genommen, sie wird offensiv be-

trieben. Antal Rogan, Fraktionsvorsitzen-

der der Regierungspartei FIDESZ: »Wir

bereiten eine Entscheidung vor, die eine

sehr strenge Behandlung von Immigran-

ten einführt und die in einem gewissen

Sinn im Konflikt steht mit der Praxis, wie

sie in Brüssel akzeptiert wird.« Das muss

man sehr ernst nehmen. Die Rechts popu -

listen wissen, dass ihre Politik der Miss-

achtung des Flüchtlingsschutzes auch in

der EU Freunde hat. ◆
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